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 Zusammenfassung  

Maßnahmen, die Kommunen in einem Wärmeplan festlegen, sind rechtlich nicht verbindlich. Viele 
Planungsverantwortliche und Forschende begrüßen diese gesetzgeberische Entscheidung, etwa we-
gen des Flexibilitätsgewinns (Maiworm, 2024, Rn. 29-32). Andere sehen hierin ein Hindernis für die 
Umsetzung, die mangels Verpflichtung, wenn auch mit im Einzelfall guten Gründen, eher unterblei-
ben kann (ebd.). Die Herausforderung liegt darin, dass Kommunen, Eigentümer:innen, Anlagen- und 
Netzbetreiber einerseits langfristige Entscheidungen über hohe Investitionen treffen, die gut geplant 
und abgewogen sein sollten. Andererseits muss die Planung flexibel und anpassungsfähig sein, um 
auf wirtschaftliche und politische Änderungen reagieren zu können.  Flexibilität in der Planungsphase 
ist insofern häufig unentbehrlich. Es stellt sich die Frage, wie Planungsverantwortliche sinnvoll mit 
der rechtlichen Unverbindlichkeit umgehen können und wie sie die richtigen Instrumente zur Um-
setzung auswählen, wenn klar wird, dass eine Maßnahme tatsächlich umgesetzt werden kann und 
der politische Wille dazu besteht. In Betracht kommen zum Beispiel der Anschluss- und Benutzungs-
zwang, die Ausweisungsentscheidung nach § 26 WPG1, die Bauleitplanung, die Sanierungsgebiets-
ausweisung und allgemein der städtebauliche Vertrag. In dieser Kurzstudie finden sich Erfahrungs-
berichte und Bewertungen aus unseren Partnerkommunen zu diesen verschiedenen Instrumenten. 

Eine zentrale Erkenntnis zum Umgang mit der rechtlichen Unverbindlichkeit der Wärmepläne ist, 
dass Kommunen diese von Beginn an klar gegenüber allen involvierten Akteuren kommunizieren 
sollten (für Ergänzungen siehe Kurzstudie „Kommunikation und Akzeptanz“). Hinsichtlich der Instru-
mentenwahl hat sich gezeigt, dass die befragten Planungsverantwortlichen verschiedene Instru-
mente heranziehen, um die Wärmeplanung umzusetzen. Die Kurzstudie beschreibt näher, warum 
sich welche Stadt in welchen Fällen für welches Instrument entschieden hat (oder warum nicht). Eine 
Gelingensbedingung für die erfolgreiche Umsetzung von Maßnahmen der Wärmeplanung ist häufig, 
dass Bürgerinnen und Bürger sowie andere Akteure, deren Unterstützung zentral ist, entweder oh-
nehin bereit sind mitzuwirken oder von den Kommunen „aktiviert“ werden können. Schließlich führt 
die Kurzstudie in die aktuelle Rechtslage ein und entwickelt Vorschläge zu deren Weiterentwicklung. 

 
 

 

 

 

  

 
1 Wärmeplanungsgesetz vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394), das zuletzt durch Artikel 9 
des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert worden ist. 

https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-7_Kommunikation-Akzeptanz.pdf
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I. Beschreibung der Herausforderung 
Grundlage der folgenden Ausführungen sind die Ergebnisse aus den Befragungen, Workshops und 
Interviews mit unseren Praxispartner:innen erstellt sowie der Auswertung überwiegend rechtswissen-
schaftlicher Literatur. 

1. Umgang mit rechtlicher Unverbindlichkeit 
Unsere Befragungen im Dezember 2024 und März 2025 sowie der Workshop im Mai 2025 haben 
ergeben, dass die unverbindliche Rechtsnatur der Wärmepläne in der Praxis eine Hürde darstellt 
(Befragung Rechtsexpert:in C). Die Kommunikation der Kommunen - insbesondere mit den Bür-
ger:innen - sollte darauf ausgerichtet sein, die rechtliche Unverbindlichkeit zu erklären und die teil-
weise zu hohen Erwartungen an die Effekte der Wärmeplanung wieder zu senken (Befragung Stadt 
NRW-B >100kE). Eine klare, transparente Aufklärung über die fehlende unmittelbare Bindungs- und 
Außenwirkung ist wichtig, damit die Vorteile der rechtlichen Unverbindlichkeit überwiegen (für Er-
gänzungen siehe Kurzstudie „Kommunikation und Akzeptanz“). Denn grundsätzlich zeigen viele Pra-
xispartner:innen eine positive Haltung in Bezug auf die rechtliche Unverbindlichkeit. Sie erachten 
insbesondere den Flexibilitätsgewinn in der Umsetzungsphase wegen der technischen Unsicherhei-
ten in der Planungsphase für sinnvoll (Ergebnis vom W-rob-Workshop im Mai 2023).  

Allerdings bleibt weiterhin das Risiko bestehen, dass es aufgrund des fehlenden verbindlichen Cha-
rakters nicht zu Umsetzungsmaßnahmen kommt und der Plan „in der Schublade verschwindet“ (In-
terview Stadt RP-A;  <100kE; Maiworm, 2024, Rn. 29). Die gesetzliche Grundlage dieser Unverbind-
lichkeit findet sich in § 23 Abs. 4 WPG, wonach der Wärmeplan „keine rechtliche Außenwirkung" hat 
und „keine einklagbaren Rechte oder Pflichten" begründet. Dieses Umsetzungsrisiko ist in der 
rechtswissenschaftlichen Literatur als das zentrale Strukturdefizit des WPG identifiziert worden. Tejkl 
& Sauter konstatieren, dass das Gesetz zum Zeitpunkt seiner Verabschiedung keine effektiven Durch-
setzungsmechanismen enthielt und eine fristgerechte Umsetzung gerade deshalb bezweifelt werden 

https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-7_Kommunikation-Akzeptanz.pdf
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müsse (Tejkl & Sauter, 2023). Mann (2025) bezeichnet die fehlenden Sanktionsmöglichkeiten als be-
wusste, aber gleichwohl problematische gesetzgeberische Entscheidung, die auf dem Spannungs-
verhältnis zwischen bundesrechtlicher Steuerung und kommunaler Selbstverwaltungsgarantie be-
ruhe. Die Unverbindlichkeit  kann somit als eine dem WPG immanente, konzeptionelle Schwäche 
bezeichnet werden.  

Strukturell verschärft wird das Umsetzungsrisiko durch die Ausgestaltung des § 20 WPG, der die 
Pflicht zur Erstellung einer Umsetzungsstrategie vorsieht. Die Vorgaben dieser Norm sind außeror-
dentlich knapp; Kommunen werden beim entscheidenden Schritt der Formulierung konkreter Maß-
nahmen weitgehend sich selbst überlassen. Ein im frühen Referentenentwurf noch enthaltener An-
hang mit beispielhaften Umsetzungsmaßnahmen wurde im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens ge-
strichen (Mann, 2025, S. 368). Die gegenwärtige Fassung der Anlage 2 Abschnitt VI des WPG enthält 
nur allgemeine Hinweise zu den Bestandteilen der Umsetzungsstrategie, ohne inhaltliche Orientie-
rung zu geben. Dieser Systemmangel erklärt strukturell, weshalb der Übergang von der Planung zur 
Umsetzung in der Praxis so schwierig bleibt.  

Ähnliches gilt auf der Seite der Wärmenetzbetreiber: Das WPG erlegt diesen in Teil 3 Dekarbonisie-
rungspflichten und die Pflicht zur Erstellung von Wärmenetzausbau- und -dekarbonisierungsfahrplä-
nen auf. Sanktions- oder Vollstreckungsmechanismen für den Fall, dass die in §§ 29, 31 WPG festge-
legten Dekarbonisierungsziele verfehlt werden, gibt es nicht. Jedoch sieht das Gesetz als „Druckmit-
tel“ ein Abkopplungsrecht der angeschlossenen Kund:innen in § 29 Abs. 7 S. 2 WPG vor. Danach 
können sich Kund:innen von einem Wärmenetz abkoppeln, wenn  Netzbetreiber die vorgegebenen 
Mindestanteile erneuerbarer Energien (§§ 29, 31 WPG) nicht erfüllen. In der Praxis dürften Kund:in-
nen dieses Recht selten ausgeüben (Mann, 2025, S. 369). Ein Hemmnis liegt etwa darin, dass sie bei 
einer Abkopplung eigene, hohe Investitionen in eine erneuerbare Energieversorgung tätigen müss-
ten – eine Kündigungswelle ist aufgrund des Abkoppelungsrecht nach § 29 Abs. 7 S. 2 WPG also nicht 
zu erwarten (Brühl, 2026). Ein größeres Risiko stellt hingegen das Leistungsreduktions- und Kündi-
gungsrecht nach § 3 AVBFernwärmeV2 dar (ebd.). Diese beiden Rechtspositionen befähigen die 
Kund:innen, die Menge an gelieferter Wärme zu reduzieren oder den Wärmeliefervertrag zu kündi-
gen. Die Netzbetreiber sind hingegen auf den Erhalt ihrer Kund:innen für den weiteren wirtschaftli-
chen Betrieb des Netzes angewiesen. Eine Verzahnung der Kund:innenrechte mit den WPG-Zielvor-
gaben wäre daher zu begrüßen (ebd.).  

Eine zentrale Herausforderung der Gemeinden besteht darin, passende Umsetzungsinstrumente für 
die verschiedenen Handlungsbereiche der kommunalen Wärmewende (vom Netzausbau bis hin zur 
Erhöhung der Sanierungsrate) zu identifizieren und optimal einzusetzen. Diese können rechtsver-
bindlicher oder anderer Natur sein, etwa aktivierend oder rein informatorisch. Wichtig ist, dass die 
Instrumentenwahl auf die Anforderungen und spezifischen Gegebenheiten der Stadt zugeschnitten 
und angepasst ist.  

2. Unsicherheit bzgl. der zukünftigen (Förder-)Rechtslage 
Neben der rechtlichen Unverbindlichkeit der Wärmepläne sind auch die dynamische Rechtsentwick-
lung im Bereich der Wärmewende und die damit einhergehende Unsicherheit zentrale Herausforde-
rungen der Kommunen. 

Allgemein wünschen sich die Praxispartner:innen des W-rob-Projekts mehr Stabilität der Rechtslage, 
insbesondere im Hinblick auf eine Verstetigung der Fördermöglichkeiten, die nichtjeder neue Haus-
haltsplan infrage stellt. Kommunen nehmen insbesondere die Bundesförderungen für effiziente 

 
2 Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme vom 20. Juni 1980 
(BGBl. I S. 742), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Juli 2022 (BGBl. I S. 1134) geändert 
worden ist. 
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Wärmenetze (BEW) sowie für effiziente Gebäude (BEG) als sehr hilfreich und als entscheidende Fak-
toren für nahezu alle Projekte wahr, weshalb diese dringend fortgeführt und am besten langfristig 
gesetzlich etabliert werden sollten. Im Übrigen wünschen sich die Praxispartner:innen entgegen der 
Pläne der aktuellen Regierungskoalition (CDU/CSU & SPD, 2026), die KWP in der jetzt bestehenden 
Konzeption beizubehalten, ebenso wie den ordnungsrechtlichen Rahmen des Gebäudeenergiege-
setzes (GEG)3 (Interview Stadt HE-A; <100kE). 

Während die Kommunen EU-Recht als stabilisierend und konstant wahrnehmen, erleben sie natio-
nales Recht (vor allem bei der zukünftigen Ausgestaltung des GEG) als sehr wandelbar. Allerdings 
könne man sich bei Regelungen, die auf EU-Recht aufbauen, auf mehr Kontinuität verlassen, da der 
Spielraum auf nationaler Gesetzgebungsebene als eher gering eingeschätzt wird, wenn das EU-Recht 
den Rahmen vorgibt (Interview Stadt BW-X; <100kE).  

Die befragten Akteure sehen darüber hinaus in der unklaren Entwicklung des CO2-Preises eine große 
Herausforderung, da ein zu niedriger CO2-Preis den Anreiz mindert, sich einem Wärmenetz anzu-
schließen und auf fossiles Heizen zu verzichten. 

In kleineren Städten mit unter 100.000 Einwohner:innen wird die noch existierende Pflicht für einen 
Anteil von 65% erneuerbaren Energien beim Neueinbau von Heizungen in Bestandsgebäuden und 
manchen Neubauten (vgl. § 71 Abs. 10 GEG) gem. § 71 Abs. 8 S. 2 GEG erst ab 2028 wirksam. Deshalb 
entscheiden sich im Fall des Heizungstauschs einige Einwohner:innen, aber auch größere potenzielle 
Ankerkund:innen eines Wärmenetzes, stattdessen noch für die Anschaffung einer neuen, mit fossi-
len Brennstoffen betriebenen Heizungsanlage. Für neu eingebaute Gas- und Ölheizungen während 
der Übergangsfrist des § 71 Abs. 8 GEG (Bestandsgebäude) bzw. § 71 Abs. 10 GEG (Neubauten zur 
Baulückenschließung außerhalb von Neubaugebieten) regelt § 71 Abs. 9 GEG zeitlich gestaffelte Vor-
gaben für einen Anteil der bereitstellten Wärme aus Biomasse, grünem oder blauem Wasserstoff. 
Gründe für den Einbau einer solchen Heizung sind die niedrigen bzw. wieder gesunkenen Gaspreise 
und dass die CO2-Bepreisung bisher nicht ausreicht, um die Kostenlücke zwischen einer Versorgung 
mit fossiler Wärme und alternativen erneuerbaren Versorgungsoptionen zu füllen. Eine Versorgung 
über ein Wärmenetz ist aktuell oft teurer als eine Versorgung mit Erdgas (Interview Stadt BW-X; 
<100kE). Mehr Stabilität für angekündigte Steigerungen des CO2-Preises wäre also wünschenswert. 
Selbst bei Zugrundelegung verschiedener Szenarien zur Preisentwicklung erweise sich die Kommu-
nikation und Planung als schwierig. 

3. Herausforderungen in der Planungs- und Fortschrei-

bungsphase 
Hinzu kommt eine Rechtsunsicherheit, die für diejenigen Kommunen relevant ist, die bereits vor In-
krafttreten des WPG Wärmepläne auf Grundlage von Landesrecht (Baden-Württemberg, Schleswig-
Holstein, Niedersachsen, Hessen) erstellt haben: Das Inkrafttreten des WPG hat die entsprechenden 
Landesgesetze zur Wärmeplanung ganz oder teilweise nichtig werden lassen, da das WPG als ab-
schließende Bundesregelung die Sperrwirkung des Art. 72 Abs. 1 GG auslöst (Ahrens, 2025, S. 67). 
Für nach Landesrecht erstellte Wärmepläne besteht zwar Bestandsschutz nach § 5 WPG, allerdings 
nur unter bestimmten Voraussetzungen. Insbesondere müssen solche Pläne bei ihrer ersten Fort-
schreibung – spätestens bis 2030 – vollständig an die Anforderungen des WPG angepasst werden. 
Städte in diesen genannten Bundesländern werden prüfen müssen, ob ihre bestehenden Pläne diese 
Anforderungen erfüllen. 

 
3 Gebäudeenergiegesetz vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728), das zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 9. Januar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 4) geändert worden ist. 
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Ein weiterer in der Praxis häufig unterschätzter Zeitfaktor ist das Vergaberecht: Da die meisten Kom-
munen für die Durchführung der Wärmeplanung auf externe Planungsbüros angewiesen sind, müs-
sen sie zunächst ein Vergabeverfahren durchführen. Dieses bindet erhebliche Ressourcen und Zeit – 
und trägt damit zur Verknappung der ohnehin ambitionierten Fristen bei (vgl. Mann, 2025, S. 368). 
Für die Beauftragung des netzgebundenen Wärmeausbaus gilt dasselbe: Ein sogenanntes Betreiber-
modell, bei dem die Gemeinde ein Wegenutzungsrecht mit einer Bauverpflichtung verbindet, stellt 
eine vergabepflichtige Beschaffungskonzession im Sinne von § 105 Abs. 1 GWB dar und löst ein förm-
liches Konzessionsvergabeverfahren nach §§ 97 ff. GWB, §§ 1 ff. KonzVgV aus.4 

II. Überblick über zentrale rechtliche Steuerungsin-

strumente und deren Zusammenwirken 
Tabelle 1 gibt einen Überblick über rechtliche Instrumente, die im Rahmen der Wärmeplanung und 
ihrer Umsetzung eine Rolle spielen. Zu beachten ist das Nebeneinander von Bundesrecht und Lan-
desrecht, da die Länder die Pflicht zur Wärmeplanung jeweils umsetzen mussten (Henschel & Ma-
ruschke, 2025). 

Instrument Rechtsgrundlage 

Wärmeplanung 

§ 27b Abs. 1 KlimaG BW5; § 1 Abs. 2 VO Wärmeplanung 
HE6; § 2 LWPG NRW7 i.V.m. § 4 WPG, Art. 25 Abs. 6 EED-
RL8. Fast alle Bundesländer haben das WPG landesrecht-
lich umgesetzt, sodass es sich bei den genannten Landes-
regelungen nur um eine Auswahl handelt. 

Entscheidung über die Ausweisung ei-
nes Gebiets zum Neu- oder Ausbau 
von Wärmenetzen (Ausweisungsent-
scheidung) 

§ 27b Abs. 2 KlimaG BW; § 2 Abs. 6LWPG NRW; auch hier 
handelt es sich nur um eine Auswahl der bestehenden 
Landesregelungen zur Umsetzung des WPG i.V.m. § 26 
WPG. 

  

Anschluss- und Benutzungszwang 
(ABZ) 

§ 109 GEG i.V.m. § 11 GemO BW9; § 19 HGO10, § 9 GO 
NRW11 (Auswahl). Bei § 109 GEG handelt es sich um eine 
eigenständige bundesrechtliche Befugnisnorm - neben 
den landesrechtlichen Ermächtigungsgrundlagen (vgl. 

 
4 BGH, Urt. v. 05.12.2023 – KZR 101/20, BGHZ 239, 116 – Fernwärmenetz Stuttgart. 
5 Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg (Klimagesetz Baden-Würt-
temberg - KlimaG BW) vom 7. Februar 2023, zuletzt geändert am 23. Juni 2025. 
6 Verordnung zur kommunalen Wärmeplanung (Hessen) vom 12. November 2025. 
7 Gesetz zur Einführung einer Kommunalen Wärmeplanung in Nordrhein-Westfalen (Landeswärme-
planungsgesetz NRW – LWPG) vom 10. Dezember 2024. 
8 RICHTLINIE (EU) 2023/1791 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 13. September 
2023 zur Energieeffizienz und zur Änderung der Verordnung (EU) 2023/955 (Neufassung). 
9 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (Gemeindeordnung - GemO) in der Fassung vom 24. 
Juli 2000. 
10 Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. März 2005. 
11 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), Bekanntmachung der Neufas-
sung vom 14. Juli 1994. 
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BVerwG, Urt. v. 8.9.2016, BVerwGE 156, 102 zur gleich-
lautenden Vorgängerregelung des § 16 EEWärmeG). 

Sanierungsgebietsausweisung § 142 BauGB12 

Bauleitplanung § 1 Abs. 3 S. 1, 2 Abs. 1 S. 1, 5 Abs. 2, 9 Abs. 1 BauGB 

Verträge (unterschiedliche Gegen-
stände); insbesondere städtebauliche 
Verträge 

§§ 54 ff. VwVfG NRW13 / §§ 54 ff. VwVfG BW14 / §§ 54 ff. 
HVwVfG15 (Auswahl landesrechtlicher Regelungen); § 11 
Abs. 1 S. 2 Nr. 4 und Nr. 5 BauGB 

Förderprogramme aus Haushaltsmit-
teln 

  

Beratung, Information, Sonstiges   

Tabelle 1: Wärmeplanung und mögliche Umsetzungsinstrumente. Quelle: Eigene Darstellung  

1. Verzahnung mit § 71 Abs. 8 GEG 
Die Fristen für das aktuell noch bestehende Einbauverbot für Heizungen, die mit weniger als 65% 
erneuerbaren Energien oder unvermeidbarer Abwärme betrieben werden (§ 71 Abs. 1 GEG, im Fol-
genden „65%-EE-Vorgabe“) entsprechen denen für die Erstellung der Wärmeplanung, § 71 Abs. 8 S. 
1, 2 GEG, § 4 Abs. 2 WPG. Die Übergangsfrist des § 71 Abs. 8 GEG gilt für die 65%-EE-Vorgabe nur 
für Bestandsgebäude und für Neubauten zur Baulückenschließung außerhalb von Neubaugebieten 
(vgl. § 71 Abs. 10 GEG). Für Neubauten innerhalb von Neubaugebieten gilt die 65%-EE-Vorgabe be-
reits seit Inkrafttreten des GEG am 1.1.2024. Die Frist zur Erstellung der Wärmepläne und für den 
Beginn des Einbauverbots sind für Gemeinden mit mehr als 100.000 Einwohner:innen der 
30.06.2026 und für Gemeinden mit und weniger als 100.000 Einwohner:innen der 30.06.2028 – sie 
soll aber nach aktuellen Plänen der Regierung verschoben werden. Die Frist kann auch durch Aus-
weisungsentscheidung gemäß § 71 Abs. 8 S. 3 GEG vorgezogen werden. Das bedeutet, dass die Kom-
mune mit der Ausweisungsentscheidung ein Instrument in der Hand hat, mit dem sie die 65%-Regel 
vor den genannten Stichtagen vorzeitig auslösen kann. Möglicherweise entfällt dieses Regelungsge-
füge mit den geplanten GEG-Änderungen allerdings künftig. 

Diese Verzahnung zwischen GEG und WPG ist laut einer vielfach unterstützten Aussage in unserer 
Befragung häufig unklar: „In der Regel ist der genaue Zusammenhang von Wärmeplanung und GEG 
in der Öffentlichkeit und auch vielen Experten unbekannt. Insbesondere die Frage, ab wann die 65%-
Regel wo Gültigkeit erhält“ würden sich viele Gebäudeeigentümer:innen, aber auch Expert:innen 
stellen (Befragung Stadt BW-C >100kE). Insofern ist hier klarzustellen, dass die Erstellung eines Wär-
meplans nicht die 65%-EE-Vorgabe auslöst, sondern erst die gesonderte und nachgelagerte Auswei-
sungsentscheidung nach § 26 WPG. Nur die Fristen für die Erstellung eines Wärmeplans (§ 4 Abs. 2 
WPG) und die Übergangsfristen für die Wirkung der 65%-EE-Vorgabe (für Bestandsgebäude und 
Neubauten zur Baulückenschließen, § 71 Abs. 8 GEG) sind zeitlich aneinander angepasst. 

 
12 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert worden 
ist. 
13 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Verwaltungsverfahrensgesetz 
NRW – VwVfG NRW) vom 12.11.1999. 
14 Verwaltungsverfahrensgesetz für Baden-Württemberg vom 21.06.1977. 
15 Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz (HVwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. 
Januar 2010. 
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2. Verzahnung mit Netzausbauplanung nach § 32 WPG 
Die Betreiber von Wärmenetzen haben gemäß § 32 Abs. 1 WPG einen sogenannten Wärmenetzaus-
bau- und -dekarbonisierungsfahrplan zu erstellen. Die Anforderungen an diesen Plan werden in der 
Anlage 3 des WPG näher ausgestaltet. Von der Pflicht sind jedoch gemäß § 32 Abs. 2 WPG diejenigen 
Netzbetreiber, die bereits einen Transformationsplan oder eine Machbarkeitsstudie im Sinne der 
BEW erstellt haben, ausgenommen. Dies trifft auch auf die Betreiber von Netzen zu, wenn die Netze 
weniger als 1km Länge aufweisen, was bei der Mehrheit der Netze der Fall ist.16 

Der Wärmenetzausbau wird auch in den kommunalen Wärmeplänen geplant, wenngleich mit einem 
weniger hohen Detailgrad. So stellt sich die Frage nach dem Verhältnis zwischen diesen beiden Pla-
nungsinstrumenten: Zunächst findet sich ein Berücksichtigungsgebot für die Netzbetreiber bezüglich 
der Wärmeplanung in § 32 Abs. 5 WPG und umgekehrt ein Berücksichtigungsgebot für die planungs-
verantwortlichen Stellen bei der Wärmeplanung in § 9 Abs. 2 WPG. Die Planungspflicht für die Netz-
betreiber kann als ergänzendes, gegebenenfalls konkretisierendes Instrument zur strategischen 
Wärmeplanung erachtet werden.  

Die Netzbetreiber werden hier als wichtige Akteure mit einer eigenen Planungspflicht versehen – 
darin kann auch ein zusätzlicher Handlungsimpuls gesehen werden. Die Gesetzesbegründung spricht 
davon, dass der Netzausbauplan die Durchführung der Wärmeplanung unterstützen soll.17 Gleich-
zeitig könne ein „vorhandener Wärmeplan die Basis einer validen Daten- und Informationsgrundlage 
für die Erstellung“ eines Netzausbauplans bilden.18 Eine Berücksichtigung des jeweils anderen Plans 
muss also auf beiden Seiten, Netzbetreibern und Kommunen (i.d.R.), stattfinden. 

Dekarbonisierte Fernwärme gewinnt als Wärmeversorgungsoption stetig an Bedeutung, was ein ex-
plizites gesetzgeberisches Ziel ist (Monopolkommission, 2024, Kap. V Rn. 302 ff.). Gleichzeitig disku-
tieren Expert:innen aus Wissenschaft und Praxis, ob die Preise der Fernwärme staatlich reguliert 
werden sollten (ebd., Rn. 613 ff.; Bosse et al., 2025). Der Bundesgerichtshof überprüft, ob Netzbe-
treiber rechtmäßige Preisänderungsklauseln verwenden und stellte grundlegend fest, dass die Kos-
tenechtheit die zentrale Anforderung ist.19 Dies umfasst jedoch keine Kontrolle des Ausgangspreises, 
sondern nur der Preisänderungsmöglichkeiten. Argumente für die Einführung einer Preisregulierung 
ist, dass die kartellrechtliche Missbrauchskontrolle nach § 29 S. 1 Nr. 1 GWB nur im Einzelfall greift 
und die zivilrechtliche Überprüfung von AVBFernwärmeV-Klauseln für Kund:innen aufwändig ist.  

3. Inhalte des Wärmeplans 
Ein Wärmeplan muss gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 20 WPG die Möglichkeiten für den Ausbau und die Wei-
terentwicklung leitungsgebundener Energieinfrastrukturen für die Wärmeversorgung, die Nutzung 
von Wärme aus erneuerbaren Energien, aus unvermeidbarer Abwärme oder einer Kombination hie-
raus sowie zur Einsparung von Wärme aufzeigen, sowie die mittel- und langfristige Gestaltung von 
Wärmeversorgung für die beplanten Gebiete beschreiben. In § 19 WPG ist näher ausdifferenziert, 
wie die planungsverantwortliche Stelle die möglichen Wärmeversorgungsarten für das beplante Ge-
biet zu benennen hat. 

Möglich ist es darüber hinaus, wenngleich nicht gesetzlich vorgeschrieben, neben dem Wärmesektor 
auch den Stromsektor zu betrachten.20 Der Vorteil dieser Sektorenkopplung liegt etwa darin, die 

 
16 BT Drs. 20/8654, S. 75. 
17 BT Drs. 20/8654, S. 115. 
18 BT Drs. 20/8654, S. 116. 
19 BGH Urteil vom 18. Dezember 2024, VIII ZR 209/18. 
20 Beispielhaft umgesetzt im Energieleitplan Bruchsal, https://www.bruchsal.de/gestalten/energie-
wende/energieleitplan.  

https://www.bruchsal.de/gestalten/energiewende/energieleitplan.
https://www.bruchsal.de/gestalten/energiewende/energieleitplan.
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Energiebedarfe beider Sektoren miteinander abzustimmen und zum Beispiel Strom zur Wärmeer-
zeugung in Betracht zu ziehen. Hier besteht die Chance, die Transformation beider Sektoren von 
Anfang an miteinander zu planen.  

Zwar ebenfalls noch nicht gesetzlich vorgeschrieben, aber vom UBA empfohlen (UBA, 2024) und EU-
rechtlich zumindest in der Richtlinie vorgeschrieben (Art. 25 Abs. 6 EED), ist die Integration einer 
Kälteversorgungsstrategie in der Planung. Die aktuelle Regierungskoalition plant, eine Regelung zu 
schaffen (CDU/CSU & SPD, 2026). 

III. Lösungsansätze 
Die folgenden Lösungsansätze und Handlungsoptionen beruhen auf der Auswertung von Befragun-
gen, Workshops und Interviews mit unseren Praxispartner:innen sowie überwiegend rechtswissen-
schaftlicher Literatur. 

1. Überblick über die zentralen Handlungsinstrumente 
Die Kommunen können  auf eine breite Auswahl von Instrumenten zurückgreifen. Dabei ist zu beto-
nen, dass das WPG selbst keinerlei neue Umsetzungsinstrumente geschaffen und bestehende Instru-
mente auch nicht aufgewertet hat. Das WPG verweist die Kommunen in § 20 WPG schlicht auf „be-
stehende Instrumente", ohne diese zu benennen oder zu stärken. Sowohl der Anschluss- und Benut-
zungszwang als auch städtebauliche Sanierungsmaßnahmen hätten in ihrer Anwendbarkeit für Zwe-
cke der Wärmeplanung konkretisiert oder erleichtert werden können – dies ist nach verbreiteter 
Auffassung in der Literatur unterblieben (Fründ & Schnittke, 2024, S. 296; Mann, 2025, S. 368). Die 
vorhandenen Instrumente werden von den befragten Akteuren sehr unterschiedlich eingesetzt und 
bewertet. Ein zentrales Thema sind hierbei Instrumente wie der Anschluss- und Benutzungszwang 
und bauplanungsrechtliche Instrumente, außerdem die Aktivierung von Bürger:innen, also das 
Schaffen von Anreizen durch Förderprogramme und Informationsveranstaltungen. Auch öffentlich-
rechtliche Verträge kommen in Betracht. Daneben besteht  die Möglichkeit zur eigenständigen Um-
setzung durch Initiativen bzw. Investitionen aus der Bürgerschaft, gegebenenfalls begleitet durch die 
Stadtverwaltung.  

Im Folgenden haben wir Äußerungen aus unseren Interviews über das Instrument der Wärmepla-
nung selbst und die Instrumente, die für die Befragten zu ihrer Umsetzung in Betracht kamen zu-
sammengefasst und vereinzelt mit rechtlichen Hintergründen vertieft. 

Ausweisungsentscheidung für den Wärmenetzausbau (§§ 26, 27 WPG) 

Stadt Äußerungen in Interviews (zusammengefasst) 

Bruchsal 

Eine Ausweisungsentscheidung könne zu falschen Erwartungen führen: Wenn der 
Wärmenetzausbau nicht realisiert wird, stünden die Betroffenen ohne Versor-
gungsperspektive vor den Anforderungen des GEG und müssten dann kurzfristig 
eine alternative Heizlösung finden. Eine Gebietsausweisung könne den falschen 
Eindruck erwecken, ein Anschluss sei sicher. 

Freiburg 

Die Planungsverantwortlichen entschieden sich gegen die Ausweisung , da es zu 
komplex gewesen wäre, die Bürger:innen zu informieren und zu argumentieren, 
warum in einem Stadtteil schon früher die 65%-Anforderung gilt als in einem ande-
ren.  Zudem sei der Zeitaufwand für den Erlass einer entsprechenden Satzung zu 
hoch (geschätzte Dauer ca. 1 Jahr). 
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Konstanz 

  

Das Instrument wurde bereits verstärkt diskutiert. Die Hauptmotivation sei vor al-
lem gewesen, zu verhindern, dass Ankerkund:innen doch noch vor dem Eintreten 
der 65%-Anforderung ein fossiles Heizsystem wie ein Gas-BHKW in ein Gebiet 
bauen, in dem potenziell in Zukunft ein Wärmenetz entstehen könnte. Das vorge-
zogene Scharfstellen der Regelung durch eine Ausweisungsentscheidung könnte 
dies verhindern und damit den Anreiz erhöhen, sich an das Wärmenetz anzuschlie-
ßen und somit auch dessen Wirtschaftlichkeit verbessern. Ausweisungsentschei-
dungen werden aber erst dann getroffen, wenn zu 95% klar ist, dass das Netz auch 
gebaut wird.  

Heidelberg 

Der wesentliche Vorteil der Gebietsausweisung sei, dass die (aktuell noch beste-
henden) Anforderungen des GEG früher greifen – dies sei aber nicht unbedingt von 
Vorteil für den Fernwärmeausbau: Wenn in einem ausgewiesenen Gebiet eine Hei-
zung ausfällt, müsse unmittelbar die 65%-Vorgabe erfüllt werden. Liegt jedoch 
noch kein Fernwärmenetz, könnten Eigentümer:innen gezwungen sein, auf andere 
erneuerbare Heiztechnologien – etwa Wärmepumpen – umzusteigen, anstatt eine 
Zwischenlösung bis zum späteren Fernwärmeanschluss zu wählen. Da so die An-
schlussquote gefährdet werde, sei der Vorteil für die Wärmewende fraglich. 

Anschluss- und Benutzungszwang (ABZ)  

Stadt Äußerungen in Interviews (zusammengefasst) 

Freiburg 

Der ABZ wurde auf verschiedenen Ebenen der Verwaltungsorganisation diskutiert 
und schließlich abgelehnt. Auch der Wärmeversorger habe sich interessanter-
weise dagegen ausgesprochen. Die Begründung dafür lautet: Die Angst sei zu 
groß, „sich den Unmut der Bürger:innen einzuhandeln“. In Bezug auf einige Stadt-
teile fand eine konkretere Diskussion über den ABZ statt; dort wurde jedoch ein 
städtebaulicher Vertrag geschlossen und keine ABZ-Satzung erlassen. Als Beispiel 
für eine Stadt, die erfolgreich mit ABZ in Neubau und Bestand arbeitet, u.a. durch 
Ausnahmemöglichkeiten, verweisen die Interviewpartner:innen auf Hannover. 

Bruchsal 

Planungsverantwortliche haben bereits schlechte Erfahrungen mit dem ABZ ge-
macht, weshalb sie künftig voraussichtlich nicht mehr damit arbeiten werden. Der 
Grund, warum manche Adressat:innen den ABZ nicht akzeptiert haben, liege in 
ihrem „verständlichen Anliegen“, dass sie ihre Heizung, die noch nicht so alt ist, 
zunächst weiter nutzen und sich erst zu einem späteren Zeitpunkt, wenn die Hei-
zung nicht mehr funktioniert, ans Netz anschließen wollen. Das funktio-
niere „auch ohne Zwang“ – nur eben zu einem späteren Zeitpunkt, zu dem dann 
auch das Gasnetz stillzulegen wäre. 

Bad Nauheim 

  

In einem Gebiet habe es einen ABZ gegeben. Die Grundstücke in diesem Gebiet 
wurden sowieso neu verkauft, sodass der ABZ keine Probleme wegen Konkurrenz 
mit bestehenden Heizungssystemen verursachen konnte. Gerade in kleinen Ge-
bieten, wie dem hier beschriebenen, sei es wichtig, eine hohe Anschlussquote zu 
erreichen, um das Netz wirtschaftlich betreiben zu können. Der ABZ mache es für 
den Energieversorger letztlich „deutlich leichter, eine Kalkulation aufzustellen“. 

Konstanz 

  

Planungsverantwortliche diskutieren aktuell nicht über den Erlass eines ABZ. Auch 
die Stadtwerke stehen auf dem Standpunkt, dass sie ein marktfähiges Angebot 
etablieren wollen, statt mit Zwang zu arbeiten. Wenn das Angebot zur Wärmelie-
ferung nicht marktfähig sein sollte, würde auch ein ABZ politisch keine Mehrheit 
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finden, da schnell der Vorwurf käme, Verwaltung und Gemeinderat würden den 
ABZ zulasten der Bürger:innen und zugunsten der finanziell schwach aufgestellten 
Stadtwerke auferlegen. Zudem wolle man generell eine emotional aufgeladene 
Heizungsdebatte vermeiden. 

Heidelberg 

Es gibt einen ABZ in einem Neubaugebiet  in einer großen Passivhaussiedlung, da 
dort ohnehin neu gebaut wird. Das Argument für den ABZ war hier, dass jede:r 
frei wählen kann, dort einzuziehen. Ein ABZ im Bestand wird hingegen abgelehnt, 
auch wenn das in Hannover ein erfolgreiches Modell gewesen sein mag. Für Hei-
delberg komme er nur punktuell in den Entwicklungsgebieten in Betracht. 

Fischerbach 

In einem Ortsteil sei die Situation aufgrund der Verlegung eines kalten Wärme-
netzes herausfordernder gewesen. Planungsverantwortliche haben hier   ent-
schieden, dass alle Gebäude an das Netz angeschlossen werden müssen, um die 
Anschlussquote zu sichern. In diesem Fall wäre es nicht anders möglich gewesen, 
da ansonsten viele Eigentümer:innen auf alternative Lösungen ausgewichen wä-
ren. In bestimmten Situationen müsse man verbindliche Vorgaben treffen, um die 
übergeordneten Ziele überhaupt erreichen zu können. 

Rechtliche Hinweise 
Der ABZ wird auf landesrechtliche Regelungen (zum Beispiel Gemeindeordnungen oder Klimaschutz-
gesetze) i.V.m. § 109 GEG gestützt, der den ABZ ausdrücklich zu Zwecken des Klima- und Ressour-
censchutzes ermöglicht (Rasbach, 2025, Rn. 5; Jäger, 2025). Bei § 109 GEG handelt es sich um eine 
eigenständige bundesrechtliche Befugnisnorm, die in Verbindung mit den landesrechtlichen Er-
mächtigungsgrundlagen angewendet wird (vgl. BVerwG, Urt. v. 8.9.2016, BVerwGE 156, 102 zur 
gleichlautenden Vorgängerregelung des § 16 EEWärmeG). In der juristischen Literatur wird darauf 
hingewiesen, dass die städtebaurechtliche Flankierung des ABZ über § 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 BauGB 
(städtebauliche Verträge zur Sicherung der Erschließung mit Fernwärme) eine praktisch bedeutsame 
Ergänzung zum ordnungsrechtlichen Instrument darstellt und die vertragliche Lösung in vielen Fällen 
politisch leichter durchsetzbar sei als ein formeller Zwang (vgl. Marschall, 2024). Auch wird betont, 
dass die durch die GEG-Novelle 2024 eingeführte Förderung kommunaler Wärmeangebote zwar die 
Akzeptanz des ABZ erhöhe, die Frage der tatsächlichen Inanspruchnahme aber davon abhänge, ob 
das kommunale Angebot als wirtschaftlich attraktiv wahrgenommen werde (Heinicke, 2024). 

Sanierungsgebietsausweisung 
Stadt Äußerungen in Interviews (zusammengefasst) 

Freiburg 

Es gebe bereits mehrere Sanierungsgebiete, welche jedoch weniger zur Steuerung 
der energetischen Sanierung bestimmt seien. Die Stadt veröffentlicht auf dem 
Geoinformationssystem FreiGIS, für welche Gebiete sie eine förmliche Sanierungs-
satzung festgelegt hat. 

Heidelberg 
Die Stadt Heidelberg hat punktuell ein Sanierungsgebiet in einem Gewerbegebiet 
ausgewiesen. Dies sei aber ein Einzelfall; in weiteren Gebieten wurde das Instru-
ment bislang nicht angewendet. 

Kirchheim 
unter Teck 

Es gebe aktuell keine Sanierungsgebiete, aber ein früheres laufe aktuell noch aus. 
Das Instrument sei interessant, um mit städtebaulicher Förderung finanzielle An-
reize zu schaffen. 

https://geoportal.freiburg.de/freigis/


W-rob | Wärmeplanung sozial robust implementieren. 

11 
 

Konstanz  

Städtebauliche Sanierungsgebiete gibt es in Konstanz schon seit Jahrzehnten und 
inzwischen hätten sie immer mehr energetische Aspekte - was der Bund auch stär-
ker einfordere. In einem der jüngeren Sanierungsgebiete sei die städtebauliche Sa-
nierung mit einem Sanierungsmanagement nach KfW-Programm 432 verknüpft. 
Damit haben Planungsverantwortliche sehr gute Erfahrungen gesammelt, da die 
Eigentümer:innen eine bessere Möglichkeit bekommen haben, die Sanierung steu-
erlich abzusetzen. Kombiniert mit einer entsprechenden quartiersbezogenen Bera-
tung könne das ein guter Ansatz sein. 

Rechtliche Hinweise 
Das WPG selbst weist insbesondere in § 18 Abs. 5 WPG darauf hin, dass die Wärmepläne auch Teil-
gebiete mit erhöhtem Energieeinsparpotenzial festlegen sollen; das geht auch per Sanierungsge-
bietsausweisung (§ 18 Abs. 5 S. 2 Nr. 1 WPG).  § 18 Abs. 5 WPG verdeutlicht nur die ohnehin beste-
hende Möglichkeit zur Durchführung städtebaulicher Sanierungsmaßnahmen nach §§ 136 ff. BauGB.  

Die förmliche Festlegung von Sanierungsgebieten (§ 142 BauGB) ermöglicht es, bestimmte Gebiete 
gezielt zu entwickeln und energetische Verbesserungen voranzutreiben. Dabei können die Gemein-
den bestimmte Anforderungen an Gebäude stellen, welche die Eigentümer:innen erfüllen müssen. 
Diese erhalten für die Sanierungsmaßnahmen Förderungen wie finanzielle Zuschüsse, zinsgünstige 
Darlehen oder steuerliche Vorteile und können, sollte ein wirtschaftlicher Nachteil entstehen, Ent-
schädigungsansprüche geltend machen. Auf der anderen Seite führt die geförderte Sanierung meist 
zu einer Wertsteigerung des Grundstücks, weshalb die Gemeinde auch einen Ausgleichsbetrag ver-
langen kann (§ 154 BauGB). Eine zentrale Gelingensbedingung von Sanierungsgebieten ist die gesi-
cherte Finanzierung von Bau- und Ordnungsmaßnahmen,  wobei Bund und Länder erhebliche Finan-
zierungshilfen leisten (Friesecke 2024, S. 158, 159). Zu den Instrumenten des besonderen Städte-
baurechts zählen unter anderem folgende Maßnahmen: Die hier thematisierte städtebauliche Sa-
nierungsmaßnahme (§§ 136-164b BauGB), die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme (§§ 165-171 
BauGB), die Stadtumbaumaßnahme (§§ 171a-171d BauGB), die Maßnahmen zur sozialen Stadt (§ 
171e BauGB), daneben private Initiativen zur Stadtentwicklung (§ 171f BauGB), die Erhaltungssat-
zung (§§ 172-174 BauGB) und städtebauliche Gebote (§§ 175-179), der Sozialplan und Härteaus-
gleich (§§ 180-181 BauGB) sowie die Aufhebung von Miet- und Pachtverhältnissen (§§ 182-186 
BauGB). Das besondere Städtebaurecht ist nicht speziell auf die Umsetzung von Wärmeplänen zu-
geschnitten aber grundsätzlich zumindest in Teilen geeignet, Maßnahmen der Wärmeplanung um-
zusetzen (Balling et al., 2023, S. 104). Denkbar ist eine noch passgenauere Verzahnung von WPG und 
BauGB, hier könnte sogar über die Schaffung eines neuen Instruments nachgedacht werden, wobei 
es sinnvoll wäre, darauf zu achten, dass das Verfahren für die Städte nicht zu aufwendig gestaltet 
wird (Interview Rechtsexpert:in C). 

Ende 2023 gab es einen Förderstopp des Programms KfW 432, Ende 2025 nahm das BMWSB das 
Programm „Energetische Stadtsanierung“ (KfW 432) jedoch wieder auf.21 Der zwischenzeitliche Ent-
fall des Programms wurde als großer Verlust aufgefasst, sodass die Wiederauflage zu Erleichterung 
geführt hat. Hierdurch könne man statt kleinteiligen Maßnahmen eine umfassende Quartiersent-
wicklung anstoßen (Interview Rechtsexpert:in C). Mit der Wiederaufnahme des Förderprogramms 
könnten Sanierungsvorhaben, die diesen Förderrichtlinien entsprechen, wieder stark an Bedeutung 
gewinnen – sodass weniger auf die städtebauliche Sanierungsmaßnahme nach §§ 136 ff. BauGB zu-
rückgegriffen werden könnte. 

 
21 Pressemitteilung des BMWSB vom 26.11.2025, abrufbar unter: 
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2025/11/energetische_stadtsa-
nierung.html. 

https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2025/11/energetische_stadtsanierung.html
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2025/11/energetische_stadtsanierung.html
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Bauleitplanung  

Stadt Äußerungen in Interviews (zusammengefasst) 

Freiburg 

  

Die Stadt Freiburg setzte im Bebauungsplan (B-Plan) zu einem neu beplanten Ge-
biet die Verwendung von Wärmepumpen textlich fest, nachdem Untersuchungen 
ergaben, dass diese Form der Wärmeversorgung gegenüber Gas und Fernwärme 
vorzugswürdig ist.  

Bruchsal 

  

Die Bauleitplanung ist derzeit kein relevantes Umsetzungsinstrument, da die Stadt 
Maßnahmen zum Fernwärmenetzausbau derzeit vor allem in Bestandsgebieten 
umsetzt. 

Kirchheim 
unter Teck 

  

Es wird positiv bewertet, dass es im Gemeindegebiet bereits seit 20 Jahren keine 
Neubaugebiete geben müsse, denn so könne eine Versiegelung von Flächen ver-
mieden werden. Stattdessen wird auf Nachverdichtung gesetzt – die Innenentwick-
lung hat Vorrang vor der Außenentwicklung. 

Heidelberg 

  

Es fehle in § 9 BauGB eine rechtliche Grundlage für Festlegung über die Energieef-
fizienzklasse in einem Gebiet, also dass zum Beispiel nur Passivhäuser oder Häuser 
mit einer bestimmten Energieeffizienzklasse gebaut werden dürfen. Zwar könnten 
strengere Anforderungen über städtebauliche Verträge oder über Kaufverträge ge-
stellt werden, aber nur wenn die Grundstücke ursprünglich der Stadt gehörten, was 
nicht immer der Fall ist. Deshalb wünschen sich Planungsverantwortliche eine Er-
gänzung im Baugesetzbuch, um Energieeffizienz verbindlich in Bebauungsplänen 
festlegen zu können. 

Grundsätzlich müsse bundesweit eine  Debatte über Energieeffizienzvorgaben ge-
führt werden, da solche Vorgaben die Kosten von Bauvorhaben erheblich steigern. 
Dennoch sei die Möglichkeit einer Festlegung im B-Plan für hohe Energieeffizienz 
nützlich, da dies langfristig notwendig sei, um die Strom- und Wärmeerzeugung so-
wie die Netze zu entlasten.  

Rechtliche Hinweise 
Während das Raumordnungsrecht nur eine geringe unmittelbare, jedoch eine erhebliche mittelbare 
Bedeutung für die zulässige Nutzung von Flächen besitzt, steuert die zweistufige Bauleitplanung mit 
Flächennutzungs- und Bebauungsplan die Flächennutzung konkreter. Instrumente der Bauleitpla-
nung eignen sich allerdings nur eingeschränkt für Maßnahmen in bereits beplanten Gebieten, da 
Pläne nur mit besonderer Begründung und verhältnismäßig hohem Aufwand geändert werden kön-
nen.  Wenngleich der Bebauungsplan ein wichtiges Instrument bei der Umsetzung bleibt, ist auf seine 
unterschiedliche Wirksamkeit in Bestands- und Neubaugebieten hinzuweisen. Während in Neubau-
gebieten jedes neue Vorhaben einer Baugenehmigung bedarf, die nur erteilt wird, wenn das Vorha-
ben den Festsetzungen des Bebauungsplans entspricht, gibt es in Bestandsgebieten seltener Verän-
derungen oder Neubauten, die einer Baugenehmigung bedürfen. Die vorhandenen Gebäude hinge-
gen genießen Bestandsschutz und müssen nicht an die Festsetzungen des geänderten Bebauungs-
plans angepasst werden – solange sie nicht in genehmigungsbedürftiger Weise verändert werden. 
Somit entfaltet die Bauleitplanung in Bestandsgebieten viel später ihre Wirkung als in Neubaugebie-
ten (Interview Rechtsexpert:in B). 

Die im GEG festgelegten Mindeststandards (zum Beispiel Dämmung) dürfen durch den B-Plan nicht 
verschärft werden, da der B-Plan nur die in § 9 BauGB abschließend aufgelisteten städtebaulich re-
levanten Festsetzungen treffen darf und Energieeffizienzmaßnahmen davon nicht erfasst sind (In-
terview Rechtsexpert:in B).  
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Während eine Festsetzung von Energieeffizienzklassen für Gebäude in § 9 Abs. 1 BauGB keine hin-
reichende Grundlage findet, erlaubt § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB die Ausweisung von Versorgungsflächen 
einschließlich Wärmeerzeugungsanlagen, § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB die Festsetzung von Leitungsrech-
ten für Wärmenetze, und § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB ermöglicht eine dingliche Sicherung durch Baulast. 
Diese Instrumente werden in der kommunalen Praxis noch zu wenig genutzt; ihre konsequente An-
wendung könnte den Wärmenetzausbau planerisch absichern, solange eine klarstellende Gesetzes-
änderung ausbleibt (Marschall, 2024). So können Planungsverantwortliche im Bebauungsplan fest-
setzen, wo etwa ein Wärmenetz geführt werden soll und die Flächen hierfür sichern. Soll das Wär-
menetz nicht über gemeindeeigene oder versorgungsträgereigene Grundstücke geführt werden, 
zum Beispiel entlang von Straßen und Wegen, müssen mit den privaten Eigentümer:innen entspre-
chende vertragliche Einigungen getroffen werden (siehe unten, 6. Verträge). Kann diese Einigung 
nicht erzielt werden, besteht noch die Möglichkeit einer Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 zur ding-
lichen Sicherung der Fläche (Mitschang/Reidt, 2025, § 9 Rn. 74). 

Vom Bauplanungsrecht abzugrenzen ist das Bauordnungsrecht. Zwar kann die Bauaufsichtsbehörde 
über die Vorschriften der Landesbauordnung (etwa §§ 47 ff. LBO BW) auch auf bestehende Gebäude 
zugreifen, dies setzt jedoch stets eine materielle Rechtswidrigkeit des Gebäudes voraus. Da energe-
tische Vorgaben oder Anforderungen im Rahmen der Wärmewende keine baurechtlichen Mängel 
darstellen, bietet auch das Bauordnungsrecht keine geeignete Ermächtigungsgrundlage, um Eigen-
tümer:innen zur Änderung oder Aufrüstung ihrer Gebäude zu verpflichten. 

Während die Wärmeplanung eine Form der strategischen Fachplanung ist, ist die Bauleitplanung der 
Planungskategorie der räumlichen Gesamtplanung zuzuordnen; letztere verfolgt also einen viel um-
fassenderen Ansatz (Guckelberger, 2024). Was die Verzahnung zwischen Bauleitplanung und Wär-
meplanung angeht, so wäre es naheliegend, die städtebaulichen Implikationen, die sich aus der Ko-
ordinierung des Wärmenetzausbaus ergeben, zumindest leitlinienhaft im Flächennutzungsplan vor-
zugeben (Guckelberger, 2024, S. 296). Zu den Abwägungsbelangen bei der Bauleitplanung gehört 
inzwischen nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 lit. f BauGB die Nutzung erneuerbarer Energien, insbesondere auch 
im Zusammenhang mit der Wärmeversorgung von Gebäuden. Außerdem hat der Gesetzgeber in § 1 
Abs. 6 Nr. 7 lit. g BauGB als weiteren Abwägungsbelang „die Darstellungen in Wärmeplänen und die 
Entscheidungen über die Ausweisung als Gebiet zum Neu- oder Ausbau von Wärmenetzen oder als 
Wasserstoffnetzausbaugebiet“ gem. § 26 WPG eingefügt. Er hat somit gesetzlich bereits eine Ver-
zahnung von Wärmeplanung und Bauleitplanung angelegt. 

Verträge  

Stadt Äußerungen in Interviews (zusammengefasst) 

Offenbach 
an der Qu-
eich 

Es wurde ein Vertrag darüber geschlossen, dass ein neuer Wärmeversorger und 
Wärmenetzbetreiber  öffentliche Wege für die Verlegung von Wärmeleitungen 
nutzen dürfen. 

Heidelberg 

  

Die Stadt hat sowohl in städtebaulichen Verträgen als auch in Kaufverträgen Anfor-
derungen zur Energieeffizienz verbindlich vereinbart. Eine kaufvertragliche Rege-
lung setzt jedoch voraus, dass die Stadt zunächst Eigentümerin der Flächen ist.   

Freiburg 
In einigen Gebieten der Stadt gab es konkretere Diskussionen über den ABZ. Letzt-
lich entschied man sich jedoch nicht für eine Satzung, sondern regelte die An-
schlussverpflichtung über städtebauliche Verträge. 
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 Rechtliche Hinweise 

Wenn neue Wärmenetze verlegt werden sollen, muss der Betreiber eine Genehmigung (Gestattung) 
von der Stadt erwirken. Diese wird vertraglich vereinbart (sog. Gestattungsvertrag oder umgangs-
sprachlich „Konzessionsvertrag“) (Interview Offenbach an der Queich).  

Mit städtebaulichen Verträgen nach § 11 BauGB können Kommunen mit Dritten, etwa privaten In-
vestor:innen, Vereinbarungen - ergänzend zur Bauleitplanung - treffen. Sie ermöglichen Regelungen, 
die über den Bebauungsplan hinausgehen, beispielsweise Anforderungen an die energetische Qua-
lität von Gebäuden, Vorgaben zur Nutzung bestimmter Energieversorgungssysteme wie Fernwärme 
oder die Verpflichtung zur Installation von Solar- bzw. Photovoltaikanlagen auf definierten Dachflä-
chen (§ 11 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 5 BauGB). 

Weitere Informationen, Fallbeispiele sowie Musterformulierungen für „Umwelt-Paragrafen“ (PV-
Pflicht, energetischer Gebäudestandard, Energieversorgung etc.) in städtebaulichen Verträgen fin-
den Sie auf der Seite Städtebauliche Verträge als Instrument für strategischen Klimaschutz des Bun-
desministeriums für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMUKN). 

Städtische Förderprogramme  

Für Ergänzungen siehe Kurzstudie „Aktivierung von Heizungsverantwortlichen“. 

Beratungs-, Informations- & sonstige kommunikative Unterstützungsformate 
Für Ergänzungen siehe Kurzstudie „Aktivierung von Heizungsverantwortlichen“. 

2. Zusammenfassung 
Im Folgenden fassen wir mögliche Gelingensbedingungen und Grenzen für die Anwendung der ver-
schiedenen Umsetzungsinstrumente zusammen. Dabei gleichen wir die Ergebnisse aus der Praxis 
(den Befragungen und Interviews) und Literaturrecherche im Bereich der oben dargestellten Instru-
mente (Ausweisentscheidung, Anschluss- und Benutzungszwang, Sanierungsgebietsausweisung, 
Bauleitplanung und Verträge) miteinander ab. 

Ausweisungsentscheidung 
Bei der Klärung der Frage, ob eine Ausweisungsentscheidung getroffen werden sollte, ist zunächst 
eine Aufklärung über die Rechtslage entscheidend, wann und wo die aktuell noch geltende 65%-
Regelung nach § 71 Abs. 1 GEG greift. Im Zuge der geplanten Abschaffung des § 71 Abs. 1 GEG (CDU 
& CSU; SPD, 2026) müsste der Gesetzgeber auch entscheiden, ob und mit welchen Auswirkungen 
die Städte noch Ausweisungsentscheidungen treffen können sollen. Der Referentenentwurf zum 
WPG kündigt keine Streichung der §§ 26 ff. WPG an, was die Frage aufwirft, welche Wirkung eine 
somit weiterhin mögliche Ausweisungsentscheidung nach der geplanten Abschaffung des § 71 GEG 
noch hätte.22 Die Entscheidung für oder gegen eine Ausweisungsentscheidung unter der noch aktu-
ellen Rechtslage sollte maßgeblich von der Realisierbarkeit des Wärmenetzes abhängig gemacht 
werden, die nach Einschätzung unserer Praxispartner:innen fast bei 100% liegen sollte, da sonst die 
Nachteile zu groß sind: Wird ein Wärmenetz letztlich nicht gebaut, tragen die Heizungsverantwortli-
chen die Last,  ohne Chance auf ein Wärmenetz die Einhaltung der 65%-Regel nach § 71 Abs. 1, 8 
GEG sicherzustellen. Allerdings greifen in diesem Fall die allgemeine Übergangsfrist von 5 Jahren 
nach § 71i GEG und die Übergangsfrist bis zum Anschluss an ein Wärmenetz unter den Vorausset-
zungen des § 71j GEG. Die wichtigste Gelingensbedingung für eine Ausweisungsentscheidung nach 
§ 26 WPG ist also die Gewissheit, dass das Netz in diesem Gebiet auch tatsächlich realisierbar ist. Das 

 
22 Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes vom 27. April 2026 
, abrufbar unter: https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Ge-
setz/2026/20260430-entwurf-eines-gesetzes-zur-aenderung-des-waermeplanungsgeset-
zes.pdf?__blob=publicationFile&v=6.  

https://www.klimaschutz.de/de/aktuelles/meldungen/staedtebauliche-vertraege-als-instrument-fuer-strategischen-klimaschutz
https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-2_Aktivierung-von-Heizungsverantwortlichen.pdf
https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-2_Aktivierung-von-Heizungsverantwortlichen.pdf
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/2026/20260430-entwurf-eines-gesetzes-zur-aenderung-des-waermeplanungsgesetzes.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/2026/20260430-entwurf-eines-gesetzes-zur-aenderung-des-waermeplanungsgesetzes.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/2026/20260430-entwurf-eines-gesetzes-zur-aenderung-des-waermeplanungsgesetzes.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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setzt unter anderem voraus, dass ein Betreiber und bezahlbare Wärmequellen gefunden werden. 
Eine weitere Gelingensbedingung ist, wie bei allen Satzungen, dass der entsprechende politische 
Wille im Gemeinderat besteht, die Ausweisungsentscheidung (zügig) zu treffen. 

Anschluss- und Benutzungszwang (ABZ) 
Dieses Instrument wählen Planungsverantwortliche meist nur in Ausnahmefällen, etwa bei Neubau-
gebieten. Jedoch verweisen die Interviewpartner:innen mehrfach auf das Beispiel Hannover, wo der 
ABZ auch im Gebäudebestand angewendet wird. Eine Gelingensbedingung scheint zu sein, dass un-
ter den Bürgerinnen und Bürgern der Stadt eine grundsätzlich positive Haltung gegenüber den ent-
scheidenden Akteuren (insbesondere Netzbetreiber und Stadtverwaltung) vorherrscht. Eine weitere 
zentrale Gelingensbedingung ist, dass der ABZ wirtschaftlich überzeugt, also nicht zulasten der An-
schlussnehmer:innen geht und sie ihn positiv wahrnehmen. In den meisten Kommunen ist die Sorge 
vor mangelnder Akzeptanz jedoch groß und man befürchtet, sich allein durch die Wahl eines zwin-
genden Instruments den Unmut der Bürger:innen einzuhandeln.  

Zum einen möchten die Kommunen dem nachvollziehbaren Bedürfnis der Nutzer:innen älterer Hei-
zungen mit fossilen Brennstoffen entgegenkommen und ihnen ermöglichen, diese zunächst weiter 
zu betreiben - sofern der grundsätzliche Wille besteht, sich zu gegebener Zeit an das Wärmenetz 
anzuschließen (etwa durch vorzeitige Anschlusslegung ohne Benutzungszwang). Zum anderen be-
steht häufig die Überzeugung, dass ein marktfähiges und attraktives Angebot geschaffen werden 
kann, dass die Wirtschaftlichkeit des Netzes auch ohne Zwang erreicht (für Ergänzungen siehe Kurz-
studie „Nutzung industrieller Abwärme“). Für die Wahrung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes bei 
einem ABZ für Bestandsgebäude wird im Übrigen die Regelung angemessener Übergangsfristen 
und/oder die Anknüpfung an einen Heizungsaustausch erforderlich sein. Zu den zentralen Gelingens-
bedingungen eines ABZ zählt also zum einen, dass die meisten Eigentümer:innen in dem Gebiet ohne 
unangemessene Vermögenseinbußen diesem Zwang nachkommen können. Die verpflichtend zu 
nutzende Wärmenetzversorgung muss eine mit alternativen Versorgungsmöglichkeiten marktwirt-
schaftlich vergleichbare Lösung sein. Zum anderen sollen sich  Betroffene  durch den ABZ nicht als 
Opfer einer übergriffigen Politik sehen, sondern vielmehr als Begünstigte, denen dadurch eine wirt-
schaftlich sinnvolle, unkomplizierte, langfristige und nachhaltige Wärmeversorgung garantiert wird.  

Rechtlich gesehen ist eine zentrale Voraussetzung für die Rechtmäßigkeit einer ABZ-Satzung, dass 
sie verhältnismäßig ist, was unter anderem nicht der Fall wäre, wenn das Wärmenetz mit zu großen 
Anteilen fossiler Wärmequellen gespeist wird (Rath & Ekardt, 2021; Otto & Garnich, 2025, S. 114-
115). Betroffene können die ABZ-Satzung im Wege einer gerichtlichen Normenkontrolle überprüfen 
und gegebenenfalls für nichtig erklären lassen. Die Rechtmäßigkeit der Satzung hängt insbesondere 
auch davon ab, ob sie geeignet, erforderlich und angemessen ist, das Ziel des Klima- und Ressour-
censchutzes zu erreichen. Für diesen Nachweis kann maßgeblich sein, ob die im Netz verteilte Wär-
meenergie zu einem wesentlichen Anteil erneuerbar ist oder anderweitig eine CO2-Einsparung 
dadurch gelingt, aber auch, wie hoch das Anschlussinteresse ist (Otto & Garnich, 2025, S. 115; Balling 
et al., 2023, S. 107). 

Sanierungsgebietsausweisung 
Viele Gemeinden setzen die Sanierungsgebietsausweisung nach §§ 136 ff. BauGB in letzter Zeit zu-
nehmend auch als Anreiz für energetische Sanierungsmaßnahmen ein. Die Wirkung lässt sich erhö-
hen, wenn die Sanierungsmaßnahmen mit quartiersbezogener Beratung und – sofern möglich – zu-
sätzlichen Förderprogrammen kombiniert werden. 

Da Eigentümer:innen in förmlich festgelegten Sanierungsgebieten (vgl. § 142 Abs. 1 S. 1 BauGB) die 
Möglichkeit haben, energetische Sanierungen unter attraktiven finanziellen Bedingungen (Steu-
erentlastungen, zinsgünstige Kredite, Entschädigungen etc.) durchzuführen, nehmen sie die Gebiets-
ausweisung in der Regel positiv auf. Damit dies gelingt, müssen die Vorteile jedoch frühzeitig und 

https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie_9_Nutzung-industrieller-Abwaerme.pdf
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transparent kommuniziert werden. Das städtebauliche Sanierungsrecht könnte einerseits gerade 
aufgrund seiner kooperativen Elemente viele Bürger:innen aktivieren (Friesecke, 2024, S. 164). An-
dererseits eignet sich die Maßnahme eher in Gebieten, in denen die Gebäudeeigentümer:innen ten-
denziell bereit und in der Lage sind, die Investitionen in Teilen zu tragen. Nur so lässt sich verhindern, 
dass unberechtigte Befürchtungen über hohe Eigenkosten oder das Gefühl von Zwang zu Widerstand 
führen. Die Sanierungsgebietsausweisung setzt darüber hinaus den politischen und verwaltungsin-
ternen Willen voraus, dieses aufwändige Verfahren zu durchlaufen. 

Bauleitplanung 
Die meisten Städte nutzen Instrumente der Bauleitplanung, wenn es um die Umsetzung des Wärme-
plans in Neubaugebieten geht; eine Anwendung im Gebäudebestand kommt wie beim ABZ nur aus-
nahmsweise vor. Ein Grund für die zurückhaltende Anwendung im Bestand liegt neben mangelnder 
Akzeptanz der Eigentümer:innen darin,  dass Festsetzungen eines Bebauungsplans nur und erst dann 
effektiv sind, wenn Baugenehmigungen für neue Vorhaben erteilt werden müssen (Interview Rechts-
expert:in B). Der Handlungsspielraum der Kommunen würde sich jedoch erweitern, wenn durch eine 
Änderung im BauGB über die Bauleitplanung Vorgaben zur Energieeffizienz der Gebäude gemacht 
werden könnten. Die optimale Gelingensbedingung für die Umsetzung von Wärmeplanzielen in der 
Bauleitplanung ist also, dass in dem fraglichen Gebiet neu gebaut oder Bestandsgebäude in geneh-
migungsbedürftiger Weise verändert werden sollen, da in den Neubaugebieten die Bauherren noch 
keine Entscheidungen über die Wärmeversorgung getroffen haben und die Stadt neue Vorhaben 
genehmigen muss, bevor sie verwirklicht werden können. Wenn die Stadt in Bebauungsplan die Fest-
setzungen des Wärmeplans berücksichtigt hat, wie in § 1 Abs. 6 Nr. 7 lit. g BauGB auch verpflichtend 
vorgesehen, entfaltet der Bebauungsplan dann seine Steuerungswirkung.  Auch in einem bereits be-
bauten Gebiet kann ein bestehender Bebauungsplan geändert oder ein Bebauungsplan erstmalig 
aufgestellt werden. Eine kritische Gelingensbedingung für die erfolgreiche Umsetzung der Wärme-
planung im Bebauungsplan ist dann vor allem, dass bei der Gewichtung der Belange die Darstellun-
gen im Wärmeplan höher gewichtet werden als etwa der Belang der Eigentümer in dem Gebiet an 
der bisherigen Wärmeversorgung festzuhalten (oder an sonstigen etablierten Zuständen). Die Städte 
haben mehrere Möglichkeiten, Festsetzungen im Bebauungsplan zur Umsetzung des Wärmeplans 
zu treffen (Rath & Ekardt 2021, S. 15). So ist es über § 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB zum Beispiel möglich, 
Heizstoffverbote, etwa für Kohle oder Heizöl festzusetzen oder über § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB kon-
krete Flächen für Erzeugungsanlagen und Netztrassen auszuweisen. 

Verträge  
Der wesentliche Vorteil von vertraglichen Einigungen gegenüber Satzungen ist, dass die Kommune 
hier, bei entsprechender Einwilligung ihrer Vertragspartner:innen, über die Grenzen der Ermächti-
gungsgrundlagen für Satzungen hinausgehen kann (Rath & Ekardt, 2021, S. 17).  

Vertraglich haben die befragten Kommunen zum Beispiel die Wegenutzung für die Leitungsverle-
gung geregelt. Damit dieser Weg für die Seite der neuen Wärmenetzbetreiber eine gute Lösung bie-
tet, ist es in der Regel erforderlich, dass die Kommune hier Zugeständnisse macht und keine Bedin-
gungen verlangt (insb. Nutzungsgebühren), die die Wirtschaftlichkeit des Betriebs des neuen Netzes 
beeinträchtigen und im Extremfall den Betrieb verhindern (Interview Rechtsexpert:in A). Die Netz-
betreiber sind häufig auf ein gewisses Entgegenkommen der Stadt angewiesen. 

Des Weiteren haben Planungsverantwortliche mittels eines städtebaulichen Vertrags einen An-
schluss- und Benutzungszwang vermieden und vertragliche Vereinbarungen zur Energieeffizienz von 
Gebäuden getroffen - was mittels eines Bebauungsplans nicht möglich ist. 

Voraussetzung kaufvertraglicher Lösungen ist, dass die fraglichen Grundstücke, die in Kombination 
mit dem ABZ bzw. der Effizienzvorgabe veräußert werden sollen, im Eigentum der Stadt stehen. Ho-
hen Effizienzstandards in städtebaulichen und Kaufverträgen stimmen Käufer:innen nur zu, wenn sie  
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gewillt und (finanziell) in der Lage sind, diese etwa im Rahmen eines ohnehin teuren Bauvorhabens 
umzusetzen. 

IV. Fazit und Handlungsempfehlungen 
Die Analyse der verschiedenen Instrumente zeigt, dass die wichtigste Grundlage für eine erfolgreiche 
Umsetzung der kommunalen Wärmeplanung zunächst ein breites Wissen über die Funktionsweise, 
Möglichkeiten und Grenzen der jeweiligen Instrumente ist, sowohl innerhalb der Kommunen als 
auch bei den betroffenen Bürger:innen. Solange Unsicherheiten über die rechtlichen Vorgaben, 
mögliche Auswirkungen oder praktische Abläufe bestehen, dominieren Befürchtungen über hohe 
Kosten, den Verlust von Handlungsspielräumen oder einen möglichen Zwang vielerorts die Diskus-
sion. 

Diese Sorgen lassen sich zwar nicht vollständig auflösen, aber durch transparente, frühzeitige und 
verständliche Kommunikation erheblich reduzieren. Hintergründe, Vorteile und konkrete Folgen ein-
zelner Maßnahmen – etwa einer Ausweisungsentscheidung, Gebiets- oder Sanierungsgebietsaus-
weisung – müssen allen Beteiligten klar sein, um den Eindruck einseitiger Belastung zu vermeiden 
und Akzeptanz zu schaffen. 

Obwohl der Wärmeplan rechtlich unverbindlich ist, kann eine der konkreten Situation angepasste 
Kombination der verfügbaren Instrumente zu einer verbindlichen Umsetzung führen. In Neubauge-
bieten ermöglichen insbesondere Verträge, aber auch Bauleitpläne, rechtlich belastbare Vereinba-
rungen. In Bestandsgebieten wiederum können neben vertraglichen Einigungen auch Satzungen wie 
die Sanierungsgebietsausweisung dazu beitragen, dass Eigentümer:innen Maßnahmen eigenständig 
und mit hoher Zustimmung umsetzen. Nach Ermittlung der Interessenlage kann unter Umständen 
auch ein Anschluss- und Benutzungszwang erfolgreich zur Umsetzung beitragen. Bei großer Wahr-
scheinlichkeit der Realisierbarkeit eines Wärmenetzes kann zumindest aktuell noch die Ausweisungs-
entscheidung nach § 26 WPG sinnvoll sein. 

Damit wird deutlich, dass eine wirksame Umsetzung der Wärmeplanung entscheidend von der Aus-
wahl und Kombination der Instrumente und einer Vielfalt von Gelingensbedingungen abhängt. Je 
nach Ausgangslage – zum Beispiel Neubaugebiet oder Bestand, aber auch Interessenlage der Eigen-
tümer:innen in einem Gebiet – muss die Kommune das geeignete Instrument wählen, um Akzeptanz 
zu sichern und die Umsetzung anzustoßen. Aus diesen Ergebnissen lassen sich die folgenden konkre-
ten Handlungsempfehlungen ableiten. 

Wärmeplanung 

• Klarheit schaffen: frühzeitig transparent über die strategische, unverbindliche Natur und er-
wartbare Auswirkungen des Wärmeplans informieren; 

• Planungstiefe erhöhen: detaillierte Ausarbeitung anstreben, einschließlich konkreter Umset-
zungsideen, um Implementationsdefizite  zu vermeiden und den Übergang in die Umsetzung 
zu erleichtern (Bsp.: Integration von Kälteversorgung, Integration von Effizienzstandards, In-
tegration von Stromsektor). 

Ausweisungsentscheidung 

• Realisierbarkeit: Ausweisung soll nur erfolgen, wenn technische und wirtschaftliche Reali-
sierbarkeit des Wärmenetzes nahezu sicher (95% Wahrscheinlichkeit, dass das Netz kommt) 
ist; 



W-rob | Wärmeplanung sozial robust implementieren. 

18 
 

• Rechtslage klar kommunizieren: vorab umfassend über Einbauverbote (65%-Regel) und Fris-
ten informieren; 

• Anschlussquote sichern: durch realistische Zeitpläne und transparente Kommunikation Ein-
zelmaßnahmen (wie Wärmepumpeninstallation) verhindern, die die zukünftige Anschluss-
quote und damit die Wirtschaftlichkeit des Wärmenetzes gefährden. 

Anschluss- und Benutzungszwang (ABZ) 

• Im Neubau: hohe Akzeptanz des ABZ, da keine nachträgliche Verpflichtung, sondern von Be-
ginn an im Kaufvertrag enthalten – sich auf die Bedingungen einzulassen ist freiwillig; 

• Im Bestand: Klärung der Verhältnismäßigkeit und dann Fokus auf Vorteile wie Versorgungs-
sicherheit, faire und stabile Preise, Klimaschutz etc. frühzeitig vermitteln. Möglicherweise ist 
aus Gründen der Verhältnismäßigkeit allein zulässig, zur Anschlusslegung ohne sofortigen 
Benutzungszwang zu verpflichten, mit der Perspektive auf einen späteren Netzanschluss. 

Sanierungsgebietsausweisung 

• Finanzielle Vorteile kommunizieren: Steuerliche Vergünstigungen, Förderprogramme und 
Entschädigungsmechanismen frühzeitig darstellen, um Ängste vor hohen Eigenkosten zu 
mindern. 

• Beratungsangebote schaffen: Fördermöglichkeiten und Verpflichtungen mit Beratungsange-
boten koppeln – Individuelle Maßnahmen planbarer und attraktiver machen. 

Bauleitplanung 

• Bei Neubauten: städtebauliche und infrastrukturelle Voraussetzungen für die Wärmewende 
schaffen – zum Beispiel Trassen für Wärmenetze, bauliche Dichte und Energieinfrastruktur, 
etwa Wärmepumpen im Neubaugebiet als Versorgungsart festlegen. 

• Im Bestand: Auch hier kann die Bauleitplanung zur Umsetzung der Wärmeplanung beitragen 
– auch wenn Ergebnisse sich erst mittel- oder langfristig einstellen. 

Städtebauliche Verträge  

• Energetische Standards: vertragliche Einigung über Energieeffizienz und Wärmenetzan-
schluss in Neubaugebieten. 

• Gestattungsverträge: Neuen Wärmenetzbetreibern zu günstigen Konditionen das Wegenut-
zungsrecht für die Verlegung des Netzes einräumen. 
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Über W-rob  

W-rob ist ein transdisziplinäres Projekt von Universität Freiburg, Universität Marburg, und 
des Next Economy Lab (NELA) mit vielen Praxispartner:innen. Es adressiert besonders kriti-
sche Herausforderungen bei der Gestaltung der kommunalen Wärmeplanung und der Um-
setzung der Wärmepläne. Im Zentrum steht die Frage, wie die Wärmeplanung „sozial robust“ 
gelingen kann. Dazu tragen eine transparente Prozessgestaltung, akzeptierte Ergebnisse und 
die Aktivierung von Akteuren bei. Mehr Informationen zum Projekt gibt es auf der W-rob-
Projektwebseite.  

Es gibt eine gesamte Reihe von Kurzstudien zu Herausforderungen und Lösungsan-

sätzen bei der kommunalen Wärmewende aus der W-rob-Gruppe. 

https://uni-freiburg.de/w-rob/
https://uni-freiburg.de/w-rob/
https://uni-freiburg.de/w-rob/
https://uni-freiburg.de/w-rob/

